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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die Digitalisierung der Stadt- und Regionalent-
wicklung betrifft alle deutschen Kommunen
und ist gleichzeitig fachlich wie organisatorisch
komplex. Grofie, Rahmenbedingungen und Her-
ausforderungen der deutschen Kommunen dif-
ferieren stark. Die integrierte Stadtentwicklung
iiberspannt diverse Fachgebiete und muss eine
Vielzahl von Schnittstellen bedienen. Last, but not
least miissen mit den Kommunen, den Landern
und dem Bund drei féderale Ebenen mit unter-
schiedlichen verfassungsrechtlichen Zustindig-
keiten diese Aufgabe gemeinschaftlich meistern.

Die Digitalisierung kann daher im féderalen
Geflige nur gemeinsam und unter Beachtung des
Rechts der kommunalen Selbstverwaltung und
der verfassungsrechtlichen Vorgaben der kom-
munalen Finanzierung durch die Linder entwi-
ckelt und umgesetzt werden. Deshalb wurde im
Prozess, der diesen Vorschlag fir einen Stufenplan
Lomarte Stidte und Regionen“ hervorgebracht hat,
versucht, die Rahmenbedingungen der Stadtent-
wicklungsdigitalisierung zwischen den Trigern der
foderalen Aufgaben gemeinsam abzustimmen und
dabei die Expertise von Wirtschaft, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft einzubinden. Dabei konnten
zugunsten einer arbeitsfihigen Gruppengrofie nur
exemplarisch Vertreter der beteiligten Akteure ein-
bezogen werden, sodass eine Vertiefung und ein
Beschluss des Vorschlages im vollen Kreis der Lan-
der und Ressorts sowie der Kommunen noch aus-
steht. Die Gruppe der Digitalministerinnen und
-minister von Bund und Landern (DMK) wird sich
dieser Thematik annehmen.

Der Bund koordiniert den Prozess der Entwick-
lung des Stufenplans, weil gleiche Chancen zur
Nutzung digitaler Anwendungen aus Bundes-
perspektive essenziell zum Erhalt gleichwertiger
Lebensverhiltnisse in Stadt und Land beitragen.
Dies gilt umso mehr, als die Kommunen bei riick-
laufiger demografischer Entwicklung, digitalem
Fachkriaftemangel und beschriankten Ressourcen
den Spagat schaffen sollen, resilient gegen Klima-
verdanderungsfolgen und gesellschaftliche wie geo-
politische Herausforderungen lebenswerte Heimat
zu bleiben. Die Digitalisierung kann wesentlich
dazu beitragen, wenn sie bedarfsgerecht und effizi-
ent in den Kommunen umgesetzt wird.

Der Stufenplan soll die Kommunen in Deutschland
auf ihrem Weg zu einer Smart City oder Smart
Region unterstiitzen, indem er fehlende oder
unzureichende Rahmenbedingungen erginzt. Die
jetzt gemeinsam identifizierten und angegangenen
Mafinahmen kénnen dabei nur ein Anfang sein.
Fiir die durchweg konstruktive und engagierte
Diskussion aller Beteiligten auf dem Weg zu diesem
Vorschlag méchten wir uns als Vorsitzende des
Beirats ausdriicklich bedanken. Wir hoffen, mit dem
gewachsenen Vertrauen in gleicher Weise auch die
Umsetzung miteinander angehen zu kénnen.

Elisabeth Kaiser,
Parlamentarische Staatssekretérin

Dr. Rolf Bosinger,
Staatssekretir
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Der Stufenplan
in Kiirze

Im Zeitalter der Digitalisierung steht die integ-
rierte Stadt- und Regionalentwicklung vor ent-
scheidenden Veranderungen. Der vorliegende
Stufenplan ,,Smarte Stidte und Regionen® wurde
unter Federfihrung des Bundesministeriums fiir
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen von
einem Beirat unter Beteiligung von Bund, Lindern
und Kommunen sowie Wirtschaft, Wissenschaft
und Zivilgesellschaft entwickelt. Er bietet einen
kooperativen Rahmen, der Kommunen befidhigen
soll, die Potenziale der Digitalisierung fiir das
Gemeinwohl effektiv zu nutzen und gleichzeitig
den damit verbundenen Risiken entgegenzutreten.

Ziel des Stufenplans ist es, einen handlungs-
orientierten Rahmen zu schaffen, der es allen
Kommunen erméglicht, unabhingig von
ihren Voraussetzungen digitale Losungen zu

Stddte und Regionen digital
entwickeln - Chance fiir gleichwertige
Lebensverhiltnisse und Biirgerndhe nutzen

Gemeinsam digital
handlungsfahig sein — Mit kommunaler
Kooperation mehr fir alle erreichen

Digitalisierungs-
kultur gestalten
Digitale Lésungen
einfach erhalten - fiir alle Kommunen
Kompetenzen

auf- und ausbauen

Digitalisierungswissen
teilen, beraten werden,
koordiniert handeln

implementieren, die auf das Gemeinwohl aus-
gerichtet sind. Die Digitalisierung soll als Kata-
lysator fiir eine nachhaltige, resiliente und
sozial inklusive Stadt- und Regionalentwick-
lung dienen. Besonderer Fokus liegt auf der
Skalierung erprobter Losungen und dem Auf-
bau nachhaltiger kooperativer Strukturen. Die
Governance digitaler Stadt- und Regionalent-
wicklung ist entscheidend fiir den Erfolg des
Stufenplans. Bund, Linder und Kommunen
Uibernehmen entsprechend der Aufgabentei-
lung des foderalen Systems Verantwortung,
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft
unterstiitzen mit ihren jeweiligen Kompeten-
zen. Durch diese Kooperation sollen nachhal-
tige und breit akzeptierte Losungen geschaffen
werden, die eine inklusive digitale Transforma-
tion gewahrleisten.



Mit digitalen Losungen flexibler
auf Veranderungen reagieren — Lebensqualitat
fur alle Biirgerinnen und Birger verbessern

Das Angebot digitaler Lésungen gemeinsam Nnutzen und
entwickeln. Digitalisierung auf Dauer leistbar und
operativ handhabbar machen

Marktplatz
fiir Smart City/Smart Region-Losungen - Uberblick
und einfacher Zugang zu praktischen Ldsungen

Smart City/Smart Region-
Kompetenzzentrum -
zentral und vor Ort zugleich

Abbildung 1: Schematische Ubersicht des Stufenplans

Umsetzung in vier Stufen

- Stufe 1: Digitalisierungswissen teilen, beraten - Stufe 3: Gemeinsam digital handlungsfihig
werden, koordiniert handeln sein - mit kommunaler Kooperation mehr
Die erste Stufe fokussiert auf den Auf- und Aus- erreichen
bau digitaler Kompetenzen durch ein Kompetenz- Diese Stufe fokussiert auf die Ausweitung inter-
zentrum, das Kommunen berit und unterstitzt, kommunaler Kooperationen und die gemein-
den Zugang zu digitalen Ressourcen erleichtert und same Nutzung digitaler Infrastrukturen sowie
Wissen breit verfiigbar macht. Es soll als Briicke die- Losungen, um Skaleneffekte zu realisieren und
nen, um die kooperative Entwicklung und den Ein- Ressourcen effizienter zu nutzen.

satz digitaler Losungen zu koordinieren.
- Stufe 4: Stidte und Regionen digital

- Stufe 2: Digitale Losungen einfach erhalten - fiir entwickeln - Chance fiir gleichwertige
alle Kommunen Lebensverhiltnisse und Biirgernihe nutzen
In der zweiten Stufe wird ein digitaler Marktplatz Die letzte Stufe zielt darauf ab, digitale Losun-
vorgeschlagen, der als zentrale Plattform fungiert, gen als festen Bestandteil der Daseinsvorsorge
um Kommunen den Zugang zu geeigneten digita- zu etablieren, um die Lebensqualitit zu verbes-
len Tools zu erleichtern sowie Angebot und Nach- sern und gleichwertige Lebensverhiltnisse in

frage effizient zusammenzufiihren. urbanen wie lindlichen Gebieten zu fordern.



Stddte und Regi-
onen gemeinsam
digital entwickeln

Integrierte Stadt- und Regionalentwicklung
wie auch Digitalisierung sind sektoriiber-
greifende Querschnittsthemen. Gemeinsam
gedacht und gemacht verdndern sie das Planen
und Bauen, die kommunale Resilienz hinsicht-
lich der Folgen des Klimawandels, viele Aspekte
der Daseinsvorsorge sowie die Mitgestaltung
und Teilhabe der Biirgerinnen und Birger
grundlegend.

Der vorliegende Vorschlag fiir einen Stufen-
plan ,Smarte Stidte und Regionen® des Beirats
zum Stufenplan (Mitgliederliste im Anhang)
prasentiert einen inhaltlichen und kooperati-
ven Rahmen, der es Kommunen ermdoglicht,
die Chancen der Digitalisierung fiir eine am
Gemeinwohl orientierte Stadt- und Regional-
entwicklung zu nutzen und den damit verbun-
denen Risiken zu begegnen. Der Beirat und die
ihm zuarbeitende Arbeitsgruppe haben Maf3-
nahmen identifiziert, die den Kommunen ihren
individuellen Entwicklungspfad zur smarten
Stadt und Region substanziell erleichtern sol-
len. Der organisatorische Rahmen fiir die Digi-
talisierung der Stadt- und Regionalentwicklung
soll praxisorientiert verbessert werden. Dies
tragt zum Erhalt gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse bei und eréffnet den Kommunen neue
Mittel und Wege, die Lebensqualitit ihrer Biir-
gerinnen und Biirger im Wandel zu stirken, die

Teilhabe aller gesellschaftlichen Gruppen zu
fordern und das Potenzial der Zivilgesellschaft
fir die Mitgestaltung unseres Lebensumfeldes
bestmoglich zu heben. Die Digitalisierung wird
damit zum Treiber fiir das politische Ziel lebens-
werter Stidte, Gemeinden und landlicher Regio-
nen, die resilient sowie 6konomisch, sozial und
6kologisch nachhaltig sind.

Viele Kommunen befassen sich bereits mit der
Digitalisierung der kommunalen Daseinsvor-
sorge. Datenstrategien werden entwickelt und
Projekte verwirklicht. Die Digitalisierung der
Stadt- und Regionalentwicklung ist eine Dauer-
aufgabe. Sie erfordert spezifisches Wissen und
Fahigkeiten im Hinblick auf den Umgang mit
und die Einsatzmoglichkeiten von Daten und
digitalen Anwendungen im Verwaltungshan-
deln der Kommunen. Gerade dieses Know-how
ist heute vielerorts noch nicht ausreichend vor-
handen. Die Umsetzung der Digitalisierung der
kommunalen Daseinsvorsorge erfordert tiber-
greifende Entscheidungsstrukturen fiir eine effi-
ziente Steuerung sowie zusitzliche personelle
und finanzielle Mittel. Angesichts der demografi-
schen Entwicklung, des Mangels an Fachkriften
mit IT- und Digitalexpertise, der Restriktionen
offentlicher Haushalte und féderaler Strukturen
ist die zeitnahe Bewiltigung dieser Aufgaben
auf kommunaler Ebene vielerorts eine grofie



Herausforderung. Gleichzeitig kann die Digitali-

sierung langfristig Effizienzvorteile bieten, durch
die sich anstehende Herausforderungen leichter

bewiltigen lassen.

Die Lander bieten in diesem Zuge bereits unter-
schiedliche Initiativen und Programme, die Kom-
munen Unterstiitzung bieten. Diese Mafinahmen
umfassen unter anderem finanzielle Férderun-
gen, Beratungsangebote, den Aufbau von Netz-
werken, Best-Practice-Datenbanken, Marktplatze
mit Losungsanbietern sowie die Bereitstellung
von Plattformen fiir den Erfahrungsaustausch.

Vor diesem Hintergrund ist es ein erklartes Ziel
des Stufenplans, einen Rahmen zu schaffen, der
bedarfsgerechte digitale Losungen fiir alle Kom-
munen - unabhingig von ihren individuellen
Voraussetzungen - zuginglich macht. Dafiir

ist die Etablierung arbeitsteiliger Strukturen
innerhalb der Verwaltung sowie iiber kommu-
nale Grenzen hinaus erforderlich. Diese orien-
tieren sich an den gesetzlichen Vorgaben, die in
Bezug auf die Gewihrleistung von Daseinsvor-
sorge und den Zugang zu Verwaltungsleistun-
gen bestehen. Digitale Daseinsvorsorge bewegt
sich im allgemeinen Rechtsrahmen bzw. in dem
Rechtsrahmen, der fiir digitale Verwaltung und
die klassische Daseinsvorsorge auch gilt. Wirt-
schaft, Wissenschaft und die Zivilgesellschaft
sind unverzichtbare Partner. Nur so lisst sich
ressourceneffizient der Aufwand fiir die Beschaf-
fung, die (Weiter-)Entwicklung oder den Betrieb
digitaler Anwendungen sowie Dienste minimie-
ren und die Nachnutzung durch méglichst viele
Kommunen unterstiitzen.
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Smart City Charta

Digitale Transformation in

Nationale den Kommunen nachhaltig
. gestalten
Dialogplattform
Smart Cities Normativer Grundstein an der
) Schnittstelle von Nachhaltigkeit,
Stadtentwicklung und digitaler
Transformation
A A
EU
KI-Strategie
Nationale Strategien Strategie zur Starkung der
der Bundesregierung : Erforschung, Entwicklung und
« Anwendung von KI
7
Gesetz
zur Verbesserung des Onlinezu-
gangs zu Verwaltungsleistungen
Startschuss fiir eine nachhaltige
Transformation der 6ffentlichen
Verwaltung
p
EU Bremen:
—_ Verwaltung 4.0
Urban Agenda |
(
: Niedersachsen:
Masterplan Digitalisierung
European .
. . e
Innovation Partnership L .
- Digitalstrategie
on Smart Cities and Rheinland-Pfalz
Communities (EIP-SCC)
p I
Mecklenburg-Vorpommern:
,Digitale Agenda“
I
P
Abbildung 2: Einordnung des Stufenplans ,,Smarte Stadte und Regionen“ in die Reihe Digitalprogramm des Landes
bestehender Leitdokumente und Strategien (genannt ist jeweils die aktuelle Version; Brandenburg 2025
thematische Einzelstrategien der Lander sind nicht aufgefiihrt)

zur Gestaltung der digitalen
Zukunft Europas

Living-in-EU

Datenstrategie
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Beschleunigter Wandel

Datenstrategien d Resili
fiir die gemeinwohlorientierte _una kesilienz -
Stadtentwicklung Leitlinien fir Entwicklung resilienter

Stadte im digitalen Zeitalter

Konkretisiert die Gestaltung resilienter Stadte

und Regionen
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Digitalstrategie
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Digitalstrategie fir Hamburg

Digitales Hessen

Gemeinsam Digital: Berlin

Digitalplan Bayern




Solche Strukturen miissen auf Dauer angelegt
und tragfihig, das heif3t unabhingig von Férder-
mitteln sein. Gleichwohl sollen die Ergebnisse
abgeschlossener oder laufender Forderprojekte
als Startpunkt genutzt werden, um die getitigten
Forderinvestitionen optimal in Wert zu setzen.

Die Skalierung smarter Stidte und Regionen
impliziert in erster Linie den Ubergang von der
Erprobungs- in die Anwendungs- und Umset-
zungsphase. Mit den Férderprogrammen des
Bundes und der Lander wurde in den vergan-
genen Jahren stadt- und regionalentwicklungs-
bezogene Digitalisierungskompetenz aufgebaut.
Sowohl in geférderten Projekten als auch in
Eigeninitiative wurden modellhafte Losungen
entwickelt. Um das Ziel der Skalierung von
Anwendungen fiir smarte Stidte und Regionen
zeitnah zu erreichen, sollten Kommunen sowohl
bei der Nachnutzung geférderter Losungen
unterstiitzt werden als auch bei der Auswahl
geeigneter, auch markterprobter Losungen, die
auflerhalb der Férderprogramme entstehen. Ein
Marktplatz fiir digitale Anwendungen stellt in
diesem Kontext ein addquates Instrument dar.
Im Rahmen des Stufenplans sollen zusatzliche
Voraussetzungen geschaffen werden, um Wissen
und Losungen zuginglich zu machen sowie
deren Weiterentwicklung und Betrieb gemein-
sam zu organisieren.

Die an der Umsetzung des Stufenplans Mit-
wirkenden aus Parlament, Bund und Lindern,
Kommunen, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft arbeiten gemeinsam am kontinuier-
lichen Kompetenzaufbau und an der Stirkung
der Digitalisierungskultur auf allen Ebenen. Sie
haben dafiir Prozessschritte entwickelt. Diese
reichen vom geteilten Wissen fiir den gemeinsa-
men Weg in die digitale Stadt und Region tiber
den einfachen Zugang zu digitalen Lésungen und
die gemeinsame digitale Handlungsfahigkeit bis
hin zu konsequenter digitaler Fundierung gleich-
wertiger Lebensverhiltnisse und biirgernaher
Teilhabemoglichkeiten.
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Abbildung 3: Stakeholdermap - Akteure der Digitalisierung von
Stadt- und Regionalentwicklung



1 Auf dem Weg
zu smarten Stddten
und Regionen

Der Entwurf des Stufenplans beschreibt in vier
Stufen den Weg zu einer digitalen Entwicklung
von Stddten und Regionen. Auf diesem Weg gilt
es, neues Wissen zu generieren und vorhande-
nes Wissen zu teilen. Die vielen Erfahrungen
und bereits vorhandenen Losungen in Kommu-
nen aller GréfRen werden geteilt und in abge-
stimmtes Handeln Gbersetzt.

Aus der kommunalen Perspektive bildet der Auf-
und Ausbau von Kompetenzen die erste Stufe des
Stufenplans: ,,Digitalisierungswissen teilen,
beraten werden, koordiniert handeln® Die
Bereitschaft der Kommunen, ihre Erfahrungen zu
teilen, ist vorhanden. Allerdings besteht ein Bedarf
an Beratung, um die eigenen Digitalisierungs-
kompetenzen zu erweitern. Zudem werden Chan-
cen darin gesehen, gemeinsam digitale Losungen
zu entwickeln und umzusetzen. Um die Kommu-
nen dabei strukturiert zu unterstiitzen, schliagt der
Beirat die Einrichtung eines geeigneten, auf fode-
ralen Strukturen basierenden Kompetenzzent-
rums vor. Dieses sollte zentral Wissen sammeln,
bewerten und systematisch nutzbar machen
sowie gleichzeitig als Ansprechpartner vor Ort zur
Verfiigung stehen.

Die zweite Stufe , Digitale Lésungen einfach
erhalten - fiir alle Kommunen® zielt darauf ab,
Kommunen den einfachen Zugang zu geeig-
neten digitalen Tools fir kommunale Anwen-
dungsfille zu ermoglichen. Der Beirat schlédgt

zu diesem Zweck einen Marktplatz fiir digi-

tale Anwendungen vor. Er kann die Markter-
kundung in Beschaffungsverfahren unterstiit-
zen und Angebot sowie Nachfrage strukturiert
zusammenfithren. Im Idealfall liefert er im Vor-
feld zukiinftiger, insbesondere geférderter Ent-
wicklungen Orientierung iiber bereits existente
Loésungen und bietet Hilfestellungen bei der
Entscheidung zwischen Open-Source-Losun-
gen und anderen Lizenzmodellen. Das Ange-
bot eines moglichst niedrigschwelligen Zugangs
zu vertrauenswiirdigen digitalen Losungen fiir
Kommunen hilft diesen auf vielfaltige Art und
Weise: demografische Herausforderungen meis-
tern, Burokratieabbau vorantreiben, klimapoliti-
sche und gesellschaftliche Anforderungen an ein
modernes und lebenswertes Umfeld in der Stadt
und auf dem Land bewiltigen. Fiir die Trager-
schaft des Marktplatzes gilt es, eine langfristige
Losung zu finden, die auch die Nutzung durch
die Kommunen mithilfe von Schulungsange-
boten und Informationsveranstaltungen unter-
stiitzen soll und Doppelstrukturen vermeidet.

Die Digitalisierung in smarten Stidten und
Regionen ressourceneffizient und fiir Kommu-
nen leistbar zu gestalten bedeutet auch, inter-
kommunale Kooperationen auszuweiten. Das
erfordert eine neue Kultur der Zusammenarbeit,
des Teilens von Wissen und anderer Ressourcen,
des Tauschens, des Weitergebens nach dem
Prinzip ,nutzen statt besitzen".



Die dritte Stufe ,,Gemeinsam digital hand-
lungsfihig sein - mit kommunaler Koopera-
tion mehr erreichen” zielt darauf ab, digitale
Losungen und Infrastrukturen verstarkt durch
Arbeits- und Entwicklungsgemeinschaften meh-
rerer Kommunen, aber auch partnerschaftlicher
Verbiinde zum Beispiel unter Beteiligung kom-
munaler Unternehmen zu realisieren. Angesichts
der Herausforderungen von Fachkriftemangel
und Ressourcenknappheit sind gemeinsames
Handeln ebenso wie das Teilen von Losungen
und Infrastrukturen zwingend geboten. Zugleich
werden in der Wissenschaft zusétzliche Kapazi-
taten aufgebaut.

Auf der abschlieflenden vierten Stufe ,,Stidte und
Regionen digital entwickeln - Chance fiir gleich-
wertige Lebensverhiltnisse und Biirgernihe
nutzen” sind digitale Losungen im Handlungs-
repertoire fiir lokale Bedarfe smarter Stadte und
Regionen etabliert. Urbane Daten werden syste-
matisch erschlossen, geteilt und in Wert gesetzt.
Angebote der 6ffentlichen Daseinsvorsorge wer-
den digitalisiert, damit Kommunen flexibel in Ver-
anderungsprozessen agieren, resilienter werden,
Ressourcen geschont werden und sich die Lebens-
qualitit der Blrgerinnen und Biirger verbessert.

Diese Schritte skizzieren den Weg zu einer
umfassenden Nutzung von Daten und digitalen
Anwendungen fiir eine nachhaltige Stadt- und
Regionalentwicklung. Sie machen zugleich deut-
lich, warum das Angebot eines Kompetenzzen-
trums und eines Marktplatzes im Rahmen der
ersten beiden Stufen so wichtig ist: Mit diesen
beiden Instrumenten verbindet sich die Erwar-
tung, dass die Kommunen die digitale Transfor-
mation der Entwicklung von Stidten und Regio-
nen schneller und leichter bewiltigen. Dass sie
sich besser vernetzen, Losungen austauschen
und zusammenarbeiten konnen. Kommunen -
unabhingig von ihrer Grofde — miissen in Erfah-
rung bringen kénnen, welche digitalen Losungen

auf dem Markt verfiigbar sind. Eine enge Verzah-
nung des Marktplatzes mit den Aktivitdten des
Kompetenzzentrums sowie die enge Vernetzung
zwischen Strukturen und Aktivititen des Bundes
und der Lander sind dafiir zentral.

Aufbauend auf den ersten beiden Stufen wer-
den die Stufen drei und vier iterativ festgelegt.
Dabei geben drei Ziele im Hinblick auf die Ska-
lierung von Lésungen Orientierung: Erstens
sollen erprobte Losungen (an Nutzerbediirf-
nisse anpassbar bzw. erweiterbar) einfach erwor-
ben werden kénnen. Zweitens sollen Losungen
genutzt werden kénnen, ohne diese selbst betrei-
ben zu miussen (,Software-as-a-Service“ und
JInfrastructure-as-a-Service®). Drittens soll Kom-
munen (im Rahmen von Férderprogrammen
oder aus eigener Haushaltskraft heraus) die Mog-
lichkeit zur Erarbeitung und Distribution von
Eigenentwicklungen gegeben werden. Digitale
Loésungen sollen so fiir Kommunen auf Dauer
leistbar und operativ handhabbar bleiben.



2 Governance
smarter Stddte
und Regionen

Die digitale Transformation in der Stadt- und
Regionalentwicklung hat grundlegende Konse-
quenzen fiir politische und technische Koope-
rations- und Entscheidungsstrukturen. Auf-
grund der Komplexitit der Systeme Stadt und

zusammengedacht werden. Interkommunale
Kooperationen, die Kooperationen von Kommu-
nen mit wirtschaftlichen und zivilgesellschaftli-
chen Akteuren sowie zwischen Kommunen und
Wissenschaft sind zu stirken.

Region miissen Innovation und Partizipation

(1@_

Die Zivilgesellschaft spielt eine entscheidende Rolle bei der Umsetzung des Stufenplans in den
Stadten und Regionen. Zivilgesellschaftliches Engagement und Selbstorganisation von Daseins-
vorsorge sind schon heute gerade in kleineren Stidten und Gemeinden - aber nicht nur dort -
unverzichtbar. Digitale Daseinsvorsorge baut auf diesem Potenzial auf und vervielfacht es. Stadt-
entwicklung und Digitalisierung sollen partizipativ, transparent, inklusiv, sozial gerecht und
innovativ vorangetrieben werden. Dies beinhaltet, den Zugang zu digitalen Dienstleistungen

fiir alle Bevolkerungsgruppen zu ermoglichen, biirgernahe Teilhabemoglichkeiten zu stirken
sowie zu gewihrleisten, dass die Bediirfnisse marginalisierter Gemeinschaften beriicksichtigt
werden. Durch Co-Creation und Koproduktion auf lokaler Ebene entstehen Mehrwerte, indem
Biirgerinnen- und Biirgerengagement gestirkt und Civic-Public-Partnerships geférdert werden.
Gemeinschaftliche Projekte tragen dazu bei, das soziale Kapital in der Gesellschaft zu stirken und
Mafdnahmen an den Bediirfnissen der Biirgerinnen und Biirger auszurichten. Gemeinschaftlich
erhobene Daten, die als Grundlage und Entscheidungshilfe fiir politische Entscheidungen dienen,
erhohen die Transparenz und stirken das Vertrauen in demokratische Prozesse.

Rolle der Zivilgesellschaft

Besonders im Bereich der freiwilligen Leistungen der Daseinsvorsorge ist die Rolle der Zivilgesell-
schaft zu starken und auszubauen.
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G —

Wissenschaft und Forschung leisten wesentliche Beitrige, um die Potenziale der Digitalisierung
mit den Zielen einer gemeinwohlorientierten Stadtentwicklung zu verkniipfen.

Rolle von Wissenschaft und Forschung

Folgende Aufgaben sind dabei von Forschungseinrichtungen zu iibernehmen:

« Anwendungsorientierte Forschung zu neuen Technologien im Kontext der digitalen Stadt und
Region.

« Begleitforschung zur Anwendung von digitalen Mafnahmen und Tools in Governance-Settings,
um technische und gesellschaftliche Chancen und Risiken von Produkten und Prozessen zu
reflektieren, insbesondere in Bezug auf Beitrige zur nachhaltigen Entwicklung von Stadten.

- Einsatz von transdiszipliniren Methoden (z. B. Reallabore) in Zusammenarbeit mit
Verwaltung, Wirtschaft und Zivilgesellschaft, um deren Perspektiven einzubinden und

Transformationsprozesse zu unterstiitzen.

« Fokussierung auf Konzepte von People-Centered Smart Cities (UN-Habitat), um Interessen der
Nutzenden in den Mittelpunkt zu stellen.

« Experimente umsetzen, damit weitere soziale und technische Innovationen entstehen konnen.
« Vergleichsforschung mit internationalen Best-Practice-Projekten.

« Durchfiihrung von wissenschaftlichen Konferenzen und Workshops.

- Praxisorientierte Ratgeber sowie wissenschaftliche Beitrige fiir die Forschung publizieren.
Dariiber hinaus ist die Verankerung von Smart City/Smart Region-Themen in der akademischen
Ausbildung von Bedeutung. Dabei ist im Sinne von Diversitit und Integration die gesamte Viel-
falt der Hochschullandschaft gefragt, um zusitzliche Kompetenzen und Kapazititen aufzubauen.
Auch neue Studienginge, die digitale urbane und regionale Systeme in ihrer Gesamtheit adres-

sieren, sind notwendig.

Im Netzwerk des Kompetenzzentrums kénnten Wissenschaft und Forschung Grundlagenexper-
tise ebenso einbringen wie Unterstiitzung bei der Anwendungskompetenz.
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otentliche Ha,

Stufenplan
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Zivilgesellschaft Wirtschaft und

Unternehmen

Wissenschaft
und Forschung

Abbildung 4: Governance smarter Stadte und Regionen

G —
Rolle der Kommunalwirtschaft &N)

Als Partner der Stadte und Kommunen bei der Erfiillung wesentlicher Aufgaben der Daseinsvor-
sorge iibernehmen kommunale Unternehmen tagtiglich Verantwortung. Ihre Kernkompetenz
liegt traditionell im Betrieb sowie in der Wartung und Instandhaltung von Infrastrukturen. Digi-
talkompetenz wird aktuell verstirkt aufgebaut, da die Digitalisierung als Schliissel fiir eine erfolg-
reiche Energie- und Mobilititswende gilt.

Kommunale Unternehmen sind neben den Kommunen sowohl Datenempfinger als auch Daten-
inhaber: Sie benétigen Daten - auch anderer Akteure und Marktteilnehmer -, um ihre Leistungen
fiir die Biirgerinnen und Biirger bestmoglich und State of the Art zur Verfiigung stellen zu konnen.
Zudem generieren kommunale Unternehmen in Zusammenarbeit mit ihren Kommunen Daten,
die fiir andere Akteure und Marktteilnehmer interessant sein kénnen und so unter Beriicksichti-
gung von Datenschutz und Datensouverinitit gegebenenfalls mit entsprechenden Erlésmodellen
zur Grundlage kommunaler und regionaler Wertschopfung werden konnen.
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1 -
Rolle der Digitalwirtschaft C@h)

Die Digitalwirtschaft leistet mit ihrer Technologieexpertise und vielfiltiger Erfahrung mit grofien
Digitalisierungsvorhaben wichtige Beitrige zur Entwicklung von Losungen fiir eine gemeinwohl-
orientierte digitale Stadt- und Regionalentwicklung. Die Digitalwirtschaft schafft die Infrastruk-
tur fiir Telekommunikation (Breitbandinfrastruktur und Rechenzentren), die fiir vernetzte Losun-
gen der Smart City und Smart Region benétigt wird. Vor Ort entstehen starke Okosysteme aus
privaten und kommunalen Unternehmen, Start-ups und Mittelstindlern, die wirtschaftlich von
der Digitalisierung der Region profitieren. Smart City und Smart Region sind damit auch ein Teil
der Wirtschaftsforderung vor Ort. Unternehmen erméglichen der 6ffentlichen Hand Zugang zu
neuen Marktentwicklungen und etablierten Losungen. Unter anderem die Zusammenarbeit mit
Start-ups wird auf kommunaler Ebene aufgrund des hohen Engagements und des Innovations-

potenzials stark geschitzt.

Der Beirat zum Stufenplan ,Smarte Stadte und
Regionen“ empfiehlt, dass die Digitalminister-
konferenz (DMK) in enger Abstimmung mit den
zu beteiligenden Bundesressorts sowie dem IT-
Planungsrat und gegebenenfalls weiteren Fach-
ministerkonferenzen die Flihrung bei der stra-
tegischen Umsetzung des Stufenplans ,,Smarte
Stiadte und Regionen“ tibernimmt. Die Koordi-
nation und Implementierung von Strategien fiir
smarte Stddte und Regionen auf Bundes- und
Landerebene ist wichtig. Denn es ist sicherzu-
stellen, dass die digitalen Innovationen effektiv
integriert, die Synergien zwischen den foderalen
Ebenen maximiert und moglichst breit einsetz-
bare digitale Losungen entwickelt und imple-
mentiert werden. Dahin gehend wird angeregt,

gemeinsam Richtlinien fiir die Interoperabilitit
und die Nutzung von Standards festzulegen. Der
Beirat stellt fest, dass eine kohdrente Ausrichtung
der digitalen Agenden notwendig ist. Perspekti-
visch kdnnte eine Verkniipfung der Skalierung von
Losungen fiir smarte Stiadte und Regionen mit der
Umsetzung von E-Government-Lésungen
strukturell durch die DMK unter Beteiligung des
IT-Planungsrates und gegebenenfalls weiterer
Fachministerkonferenzen vorangetrieben werden.
Ziel ist die effiziente, zielgerichtete Entwicklung
und breite, einheitliche Implementierung digitaler
Dienste auf kommunaler, regionaler und
Landesebene.



3 Unterstiitzung
flir smarte Stddte
und Regionen

Eine Digitalisierung in kommunaler Selbstver-
waltung braucht handhabbare Rahmenbedin-
gungen. Ausgehend von den Erfahrungen in bis-
herigen Férderprogrammen des Bundes und der
Lander ergeben sich die folgenden Handlungsbe-
darfe und Moglichkeiten ihrer Adressierung.

Kooperationen stérken

Digitalisierung ermoglicht es, gemeinsam auf
Ressourcen, Expertise und Losungen zuriickzu-
greifen, unabhingig von geografischen Grenzen
miteinander zu kooperieren und erprobte Losun-
gen nachzunutzen. Ressourcen werden so effizi-
ent gebiindelt und Skaleneffekte realisiert. Dies
umfasst sowohl die interkommunale Zusam-
menarbeit als auch Kooperationen mit kom-
munalen Unternehmen, der Privatwirtschaft,
wissenschaftlichen Institutionen sowie der
Zivilgesellschaft. Besonders die Arbeit in grofie-
ren raumlichen Verbiinden bietet das Potenzial,
Kommunen/Regionen miteinander zu vernetzen
sowie Stadt-Land-Beziehungen zu stirken.

- Mit der Etablierung eines Kompetenzzent-
rums sowie der Bereitstellung des Marktplatzes
bekdmen die Kommunen eine Plattform und
gezielte Unterstltzung fiir den Auf- und Ausbau
bundesweiter Kooperationen im Bereich smar-
ter Stadte und Regionen.

« Es konnen verstarkt ldsungsorientierte Entwick-
lungspartnerschaften zwischen nicht benach-
barten Kommunen und Regionen sowie iber
Landergrenzen hinweg ermoglicht werden.
Bestehende rechtliche Hindernisse, die eine
Zusammenarbeit zwischen Kommunen und
gegebenenfalls auch Stadtwerken tiber kommu-
nale Grenzen hinweg erschweren oder verhin-
dern, sollten tiberpriift und eventuell behoben
werden.

+ Die Einbindung von IT-Fachkriften der Landes-
dienstleister, von regionalen und kommunalen
IT-Dienstleistern sowie der Ausbau von Shared
Services sollen stirker verfolgt werden. Gerade
kleine Kommunen kénnen davon profitieren,
um Expertise vor Ort auszubauen und
auf Landesebene verbreitete Losungen
nachzunutzen.

« IT-Anwendungen kénnen fiir verschiedene
Kommunen zentral gehostet werden. Stadt-
werke, 6ffentliche Verkehrsunternehmen,
IT-Eigenbetriebe der Linder und Kommunen,
Stadtwerke und Zweckverbidnde verfiigen tiber
Netze und Daten, die sich oft als Ausgangs-
punkte zum Aufbau von Datenplattformen eig-
nen, die von mehreren Kommunen unabhingig
voneinander genutzt werden konnen (mandan-
tenfahige IT-Architektur).



- Die Lainder werden zudem priifen, ob die von
vielen Kommunen begrifite Experimentier-
klausel (siehe Glossar) nach dem Beispiel Ham-
burgs tibertragbar und fiir die jeweiligen Bedin-
gungen zielfithrend ist.

Daten nutzen und in Wert setzen

Die Arbeit mit Daten bietet smarten Stidten und
Regionen die Chance, effizienter zu arbeiten, bes-
sere Losungen bereitzustellen und fundierte Ent-
scheidungen zu treffen. Die Datengewinnung
und -nutzung ist von der Existenz und Qualitit
bestehender Basisinfrastrukturen wie zum Bei-
spiel Breitbandnetzen abhéngig. Diese Infrastruk-
turen kénnen bedarfsgerecht erweitert werden,
beispielsweise durch lokal relevante Sensornetze,
was die Zielerreichung im konkreten Einzelfall
erst ermoglicht. Urbane und regionale Daten-
plattformen bilden die infrastrukturelle Basis

fiir eine ganzheitliche Datennutzung und sind
Voraussetzung fiir eine Vielzahl technologischer
Dienste wie Digitale Zwillinge oder Anwendun-
gen der kiinstlichen Intelligenz (KI). Sie bieten die
Moglichkeit, durch den Einsatz und die Analyse
von Fachdaten effizienter zu arbeiten und bes-
sere Losungen fir stddtische Herausforderungen
zu entwickeln. Eine intelligente Datenverwal-
tung und -nutzung ermdglicht es, fundierte Ent-
scheidungen zu treffen und bedarfsorientierte
Stadtentwicklung voranzutreiben. Daher mis-
sen kommunale Daten erfasst und auf kommu-
naler Ebene gemeinwohlorientiert genutzt wer-
den. Das Prinzip von Open Data erhilt in diesem
Zusammenhang eine wachsende Bedeutung. Die
breite und verlassliche Verfiigbarkeit von Daten
in Open-Data-Portalen und mithilfe kommunaler
Datenplattformen wird zu einem immer bedeu-
tenderen Wirtschaftsfaktor und ist Bestandteil
einer modernen Infrastruktur. Dabei birgt insbe-
sondere das Teilen von Daten fiir die Weiterent-
wicklung von Lésungen grofles Innovations- und
Wertschopfungspotenzial. Datengovernance tragt

dazu bei, die Qualitdt und Integritit der Daten
sicherzustellen sowie Datenschutz- und Sicher-
heitsrichtlinien einzuhalten, Risiken zu minimie-
ren, den Zugriff auf Daten zu regeln und die Effi-
zienz der Datenverwaltung zu verbessern. Nicht
zuletzt leistet Datengovernance einen Beitrag zur
Datensouverinitit, indem sie klare Richtlinien
und Prozesse fiir den sicheren und verantwor-
tungsvollen Umgang mit Daten festlegt. Techni-
sche Schnittstellen, offene Standards und Daten-
formate erleichtern dabei den Datenaustausch
zwischen Kooperationspartnern und tragen zur
Senkung von Transaktionskosten fiir den Daten-
austausch bei. Daten sind auf Landes-

und Bundesebene verfiigbar und werden in spe-
zialisierten Data Hubs wie beispielsweise dem
Mobility Data Space zentralisiert und zugéanglich
gemacht. Diese Plattformen bieten standardisierte
Schnittstellen und férdern den offenen Austausch
sowie die effektive Nutzung stadtbezogener Daten.

+ Damit sich smarte Stadte und Regionen in der
Breite entwickeln, ist es von zentraler Bedeu-
tung, in den Kommunen den Nutzen und Mehr-
wert von Daten in der Daseinsvorsorge in den
Fokus zu riicken.

- Zwischen Kommunen, Regionen, Unternehmen
und der Zivilgesellschaft sind klare und faire
Regeln fiir den Datenaustausch zu entwickeln,
um eine breite Kooperation und einen effekti-
ven Datenfluss zu férdern. Kommunen werden
zu Fragen der Datengovernance beraten.

- Kommunen sollen ermutigt werden, Open Data
zu nutzen. Die Férderung von Open Data ist ent-
scheidend, um Transparenz zu schaffen und die
Innovationsfahigkeit der 6ffentlichen und pri-
vaten Sektoren zu steigern. Kommunen miissen
entsprechend zur Entwicklung von Open-Data-
Strategien, der Etablierung von Dateninter-
medidren und zur Entwicklung sowie Verbrei-
tung von Vereinbarungen zum Datenaustausch



zwischen Kommunen ebenso wie zwischen Kom-
munen und Unternehmen beraten werden.

- Ein solider Rechtsrahmen ist Voraussetzung dafiir,
dass Daten geteilt werden. Der EU Data Act bietet
dafir eine Grundlage: Er schafft Klarheit Gber die
Bedingungen des Datenteilens. Transparente Ver-
glitungsregelungen schaffen Chancengleichheit
fir Datenempfinger und Dateninhaber.

- Die vorhandene Basisinfrastruktur wie Breitband-
netze und Sensornetze muss den Anforderungen
der digitalisierten Stadtentwicklung entsprechen
und demgemaéf ausgebaut und gesichert werden.

- Die Entwicklung und die Implementierung von
Digitalen Zwillingen, KI-Lésungen und anderen
innovativen Technologien im Bereich der digitali-
sierten Kommunal-, Stadt und Regionalentwick-
lung sollen vorangetrieben werden.

« Die Etablierung einheitlicher Vorgaben fiir urbane
und regionale Datenplattformen sollte unter
Beteiligung von Bund, Lindern, Kommunen
und Wirtschaft erfolgen. Bestehende Datenplatt-
formen werden dabei berticksichtigt und die
Kooperationen tiber kommunale und Liander-
grenzen hinweg gefordert.

Geschdifts-, Betreiber- und Organisationsmodelle
entwickeln

Von zentraler Bedeutung fiir eine nachhaltige
Umsetzung der Digitalisierung der Stadt- und
Regionalentwicklung ist die Etablierung von
Betreiber- und Organisationsmodellen digitaler
Anwendungen in den Kommunen. Diese
Modelle miissen fiir die Kommunen dauerhaft
wirtschaftlich leistbar sein. Dies gilt besonders
im Bereich der Daseinsvorsorge, da 6ffentliche
Aufgaben im allgemeinen Interesse und nicht
marktbezogen sind.

Die schnelle und stetige Weiterentwicklung digita-
ler Lésungen ist fiir kommunale Haushalte allein
eine Herausforderung. Die Erschlieffung von Effi-
zienz- und Einsparpotenzialen in den kommunalen
Haushalten durch den gemeinsamen Einsatz digi-
taler Losungen ist daher wichtig. Auf Basis digitaler
Losungen und offener Plattformen entsteht die Mog-
lichkeit, neue kommunale Datenrdume sowie die
Grundlage fiir neue digitale Okosysteme zu erzeu-
gen, in denen (Kommunal-)Wirtschaft, Wissenschaft,
Verwaltung und Zivilgesellschaft innerhalb eines
kommunalen Kontextes neue Formen von Zusam-
menarbeit und tragfiahigen Geschiftsmodellen ent-
wickeln konnen. Durch Kooperationen mit kom-
munalen und privaten Unternehmen bestehen fiir
Kommunen dartiiber hinaus Innovations- und Wert-
schopfungspotenziale, die als Refinanzierungsquelle
fur Digitalisierungskosten genutzt werden sollten
(Business to Government to Business, B2G2B). Wie
dies organisiert und gesteuert werden kann, gehort
ebenso wie eine moglichst einfache Nachnutzungs-
moglichkeit bestehender Losungen zu den Heraus-
forderungen der kommunalen Digitalisierung.

- Ein digitaler Marktplatz (Niheres s. u.) wiirde als
Instrument zur Bereitstellung von Losungen und
damit als kosteneffiziente Beschaffungsmoglich-
keit sowie unter Umstdnden auch als Moglichkeit
der Refinanzierung von Entwicklungskosten fiir
Kommunen dienen.

« Zum Konzept B2G2B sollten Fallstudien und
Evaluationen durchgefiihrt werden. Empfehlungen
und Anleitungen werden in den Wissens- und
Erfahrungsaustausch mit den Lindern und
Kommunen eingebracht.

Orientierung liber Standards und Normen geben

Fir die Gestaltung smarter Stidte und Regio-
nen liegt bereits eine Vielzahl an Standards

und Normen in verschiedenen Handlungsfel-
dern (Energie, Mobilitat, Verwaltung u. a.) und in



unterschiedlicher Verantwortung (IT-Planungs-
rat, DIN, EU) vor. Teilweise fiir die nationale
Ebene, teilweise international treffen sie Aussa-
gen zu technischen Aspekten, Sicherheit, Gover-
nance sowie Prozessen.

« Der Beirat betont die Wichtigkeit einer Orien-
tierung fiir Kommunen und Unternehmen,
auf welche bestehenden Standards und Nor-
men bei der Entwicklung von Lésungen fiir
die Gestaltung von smarten Stidten und Regi-
onen zurilickgegriffen werden kann. Es soll
gepriift werden, ob diese Aufgabe von bereits
bestehenden Gremien iibernommen werden
kann oder ob das Erfordernis besteht, ein eige-
nes Gremium zu etablieren. Dabei haben die
in Deutschland fiir urbane Datenplattformen,
deren Datenmodelle und Protokolle sowie fiir
urbane Digitale Zwillinge entwickelten Normen
und Spezifikationen eine besondere Bedeutung.

Im Austausch mit Expertinnen und Experten
unterschiedlicher Fachressorts werden zentrale
Anwendungsfille identifiziert und entwickelt.
Dabei wird unter anderem auf die Erfahrungen
und Erkenntnisse laufender Férderprogramme
smarter Stidte und Regionen zuriickgegriffen.

Uber vorhandene Schnittstellen und verwen-

dete Standards verbreiteter Systeme muss
transparent kommuniziert werden.

Der Austausch zwischen den relevanten

Stakeholdern zur Harmonisierung von
Standards, Schnittstellen und Datentopolo-
gien ist erforderlich.

Beratung hinsichtlich Strategien zur Stei-
gerung der Interoperabilitit verwendeter
Systeme und zur doméaneniibergreifenden
Erschlieffung und Inwertsetzung kommunaler
Daten sollte erfolgen.

Regulatorischen Rahmen nutzen

Der Beirat zum Stufenplan ,Smarte Stidte und
Regionen® stellt fest, dass der Bedarf nach schnel-
ler und effizienter Digitalisierung der Stadt- und
Regionalentwicklung und der damit verbundenen
Beschleunigung von Verfahren auf Hemmnisse
angesichts eines immer komplexer werdenden
Vergaberechts trifft.

« Da die Vereinfachung vergaberechtlicher Vor-
ausaussetzungen nicht allein in den Handen von
Bund und Landern liegt, ist es umso wichtiger,
insbesondere kleineren Kommunen Hilfestel-
lungen fiir Beschaffung und sonstige rechtliche
Fragen zu geben.

- Im Zuge der Umsetzung des Stufenplans emp-
fiehlt der Beirat, Gemeindeordnungen auf recht-
liche Moglichkeiten der interkommunalen
Zusammenarbeit sowie deren Harmonisierung
iber Landergrenzen hinweg zu priifen.



4 Ein gemeinsames,

foderal organisier-
tes Kompetenz-
zentrum

Ziele des Kompetenzzentrums

Der Mehrwert digital gestiitzter Stadt- und
Regionalentwicklung ist den Kommunen
bewusst. Gerade kleinere und mittlere Kommu-
nen verfiigen jedoch oft nicht Giber die Personal-
ausstattung und das notwendige Know-how, um
die Digitalisierung strukturiert und sicher vor-
antreiben zu kénnen: Sie wiinschen sich Unter-
stiitzung dabei, die erforderlichen technischen
Werkzeuge und Losungen auch von Unterneh-
men rechtssicher zu beschaffen, Digitalisie-
rungsprojekte zu konzipieren, umzusetzen oder
Losungen anderer Kommunen nachzunutzen,
zu implementieren und zu betreiben. Um dies
zu gewdhrleisten, bedarf es eines auf Kontinuitit
angelegten Kompetenzzentrums, das unabhin-
gig von Fordergeldern agiert, gemeinsam von
Bund und Liandern getragen wird und auch den
Kommunen eine aktive Rolle gibt. Beginnend
mit dem Liickenschluss zwischen den beste-
henden Leistungsangeboten und den im Ent-
wicklungsprozess zum Stufenplan formulierten
Erwartungen (siehe nachstehende Ausfiihrun-
gen zum Leistungsumfang) besteht das Ziel eines
vollumfinglichen Kompetenzzentrums.

« Das Kompetenzzentrum macht grundlegende
Informationen iiber die digitale Transforma-
tion der Stadt- und Regionalentwicklung ver-
fiigbar und bereitet sie dem aktuellen Stand der
technologischen Entwicklung entsprechend
auf. Dabei werden im Sinne eines gemeinsamen
Weges in die Digitalisierung mit vorhandenen
Organisationen auf Landes- und Bundesebene
Angebote entwickelt, die den unterschiedlichen
Wissensstinden und personellen Ressourcen in
den Kommunen Rechnung tragen.

Das Kompetenzzentrum identifiziert aktuelle
Herausforderungen smarter Stidte und Regio-
nen auf fachlicher, technologischer und recht-
licher Ebene und unterstiitzt die Entwicklung
innovativer Losungen.

Das Kompetenzzentrum agiert als Plattform

fir die zahlreichen Wissenstrdger innerhalb des
foderalen Systems. Es tibernimmt eine Mittler-
rolle zwischen kommunaler und regionaler
Umsetzung, den Initiativen der Lander sowie der
Forschung und Entwicklung seitens der 6ffent-
lichen Hand, der Marktakteure sowie zivilgesell-
schaftlicher Innovatoren. Dabei gilt ein besonde-
res Augenmerk der intersektoralen Vernetzung
zum Beispiel mit Stadtwerken und 6ffentlichen
IT-Dienstleistern, Wissenstragern fiir Planungs-
prozesse und digitales Bauen, Mobilitit, Energie-
agenturen und anderen stadt- und regionalent-
wicklungsrelevanten Handlungsfeldern.

Das Kompetenzzentrum geht auf konkrete
Bedarfe und Einschrankungen auf der kommu-
nalen Ebene ein und macht den Kommunen
libergeordnete Impulse von Bundes- und
Landesebene systematisch zuganglich.

Das Kompetenzzentrum bildet eine Schnittstelle
zwischen Bund, Lindern und tiberregionalen
Strukturen, Landes-IT-Dienstleistern, regionalen
[T-Dienstleistern, europiischen Initiativen etc.



Das Profil des Kompetenzzentrums um fachliches Know-how, Wissenstransfer,
Begleitforschung und transformative For-

» Das Kompetenzzentrum ,Smarte Stadte und schung fiir soziotechnische Innovationen zu
Regionen” verfiigt Giber transdisziplinére fach- vermitteln und bereitzustellen.
liche Kenntnisse mit Schwerpunkten auf tech-
nologischen Kompetenzen und Expertise im « Das Kompetenzzentrum ,Smarte Stidte und
Bereich Stadt-/Regionalentwicklung ebenso Regionen* ist eine agile Vernetzungsstruktur, die
wie Uiber ein hohes Maft an kommunikativer von Bund und Landern unter aktiver Beteiligung
Kompetenz. der Kommunen gemeinschaftlich getragen wird.
- Das Kompetenzzentrum geniefdt in den Stidten Die Angebote umfassen dabei die Felder Kom-
und Regionen Anerkennung aufgrund seiner munikation, Wissenstransfer, Beratung sowie
Expertise und dem erzeugten Mehrwert fir alle Steuerung und Entwicklung.

Kommunen. Seine Akteure sind gut vernetzt,

7 Minimaler Leistungsumfang

1. Konstante Analyse der Angebote unterschiedlicher Triger zum Kompetenzaufbau und
Wissenstransfer rund um smarte Stidte und Regionen.

2. Information und Vernetzung von Akteuren der digitalen Stadt-/Regionalentwicklung sowie
weiterer Stakeholder durch virtuelle und Priasenzveranstaltungen, Erfahrungsaustausche und
Dialoge sowie durch digitale Publikationen.

3. Sichtbarmachung der zahlreichen bestehenden Best-Practice-Sammlungen.

4. Aufbereitung aktueller Themen fiir Kommunen (u. a. technologisches Know-how).

5. Bereitstellung einer Ubersicht zu sowie Vermittlung von Beratungs- und Weiterbildungsan-
geboten fiir Fachkréfte smarter Stidte und Regionen mit einem besonderen Fokus auf die inte-
grierte Stadt-/Regionalentwicklung.

6. Ubernahme einer Lotsenfunktion bei der Suche nach Beratungsleistungen.

7. Ansprechstelle fiir verschiedene lindertibergreifende Strukturen, die gemeinsam an der
Digitalisierung der Stadt-/Regionalentwicklung arbeiten.

8. Anlaufstelle fir die Vernetzung der lokalen, digitalen Zivilgesellschaft auf Bundesebene, um den
tberregionalen Austausch und Wissenstransfer zwischen engagierten Bottom-up-Akteuren zu
gewahrleisten.




7 Mittlerer Leistungsumfang (ergdnzend)

1. Unterstilitzung des Austausches zwischen IT-Dienstleistern der Linder, kommunalen Versorgern,
OV-Anbietern, weiteren Leistungserbringern wie Zweckverbinden und Kommunen, damit
Potenziale zur Bereitstellung von Losungen und zur Erschlieffung sowie Nutzbarmachung von
Daten gehoben werden kénnen.

2. Operative Unterstiitzung unter anderem durch die Bereitstellung von Tech-Expertise, Expertise
zu Finanzierungsmoglichkeiten und Geschédftsmodellen sowie bei der regionalen Umsetzung von
Forderprogrammen.

3. Beférderung des Austausches zu technologischen Neuerungen wie KI-Losungen im Bereich der
digitalisierten Stadt- und Regionalentwicklung sowie Cloud-Infrastrukturen.

4. Niedrigschwellige Erstberatung und Vermittlung von Ansprechpartnern zu technischen Lésungen,
die auf dem Marktplatz angeboten werden.

5. Anlaufstelle fiir Erstinformationen zu bestehenden und kiinftigen Férderprogrammen im Bereich
Digitalisierung und Stadt- sowie Regionalentwicklung.

6. Organisation, Finanzierung und Unterstiitzung von Study-Tours, Roadshows, Coachings und
Weiterbildungen, um als Katalysator der Digitalisierung in den Kommunen zu wirken.

7. Koordination von Verabredungen fiir die gemeinsame Anwendung technischer Schnittstellen,
Standards und Datentypologien.

8. Identifikation von zentralen Anwendungsfillen sowie Entwicklung von Empfehlungen und
Hinweisen zur Anwendung ausgewéhlter Standards und Normen im Austausch mit Expertinnen
und Experten unterschiedlicher Fachressorts sowie in Zusammenarbeit mit Kommunen.

9. Uberpriifung, ob Empfehlungen und Hinweise zu Standards und Normen durch ein bereits
bestehendes Gremium gegeben werden kénnen oder ob ein Erfordernis besteht, ein neues
Gremium zu etablieren.

10. Unterstiitzung von Kommunen bei der kooperativen Nutzung von Losungen.

11. Bindelung von Ideen interkommunaler Entwicklungsgemeinschaften.




12.

Erarbeitung von Vorschldgen und Anleitungen fiir fachliche, regulative und technische
Anpassungsleistungen zur Transformation kommunaler Leistungen der digitalen Daseinsvorsorge.

13.

Anstofien von Fallstudien und Evaluationen zu Nachnutzungsmoglichkeiten bestehender
Losungen. Wissens- und Erfahrungsaustausch mit den Lindern und Kommunen zu Auswertungen
und abgeleiteten Empfehlungen sowie Anleitungen.

14.

Beratung hinsichtlich Strategien zur Steigerung der Interoperabilitit verwendeter Systeme und zur
domineniibergreifenden Erschlieffung und Inwertsetzung kommunaler Daten.

15.

Beratung von Kommunen zu Fragen der Datengovernance, der Entwicklung von Open-Data-
Strategien und der Etablierung von Datenintermediéren.

16.

Forderung des Austausches zwischen Kommunen zur Entwicklung und Verbreitung von
Vereinbarungen zum Datenaustausch zwischen Kommunen sowie zwischen Kommunen und
Unternehmen.

17.

Unterstltzung bei der Griindung interkommunaler Entwicklungsgemeinschaften.

7 Umfassender Leistungsumfang (ergénzend)

1. Mitwirkung an der Etablierung einheitlicher Vorgaben fiir urbane Datenplattformen.

2. Perspektivischer Betrieb des Marktplatzes.

3. Zertifizierung im Bereich der Beratung und Qualifizierung.

4. Federfiihrende Mitwirkung an der Entwicklung von Standards im Sinne einheitlicher Vorgehens-
weisen in den Bereichen Beratung, Organisation, interkommunale Zusammenarbeit und
Betreibermodelle.

5. Aufbau einer Kooperationsinfrastruktur bzw. eines Informationsportals (u. a. digitale Plattform zur

Wissensbiindelung/-aufbereitung).
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Das Anforderungsprofil des
Kompetenzzentrums

Das Kompetenzzentrum

- verfligt iber Wissen zur Implementierung von
technologischen Losungen im System Stadt/
Region, kommunalbezogene IT-Expertise sowie
umfassendes technisches Fachwissen auch im
Bereich der Informationssicherheit,

- weist breite Kompetenzen im Themenfeld
smarte Stidte und Regionen vor,

« besitzt Umsetzungskompetenz durch Verwal-
tungserfahrungen bzw. Wissen tiber kommu-
nale Strukturen und Prozesse sowie Kenntnisse
der Vorgehensweise in den Lindern,

Abbildung 5: Entwicklungspfad fir das Kompetenzzentrum

- besitzt Vernetzungskompetenz durch bereits
bestehende Kontakte auf unterschiedlichen
foderalen Ebenen,

- ist vernetzt, um Kooperationen auf regionaler
und berregionaler Ebene schnell einleiten zu
konnen,

- verfiigt iber Kenntnisse zu unterschiedlichen
Betreiber- und Geschiftsmodellen,

- ist transdisziplinir aufgestellt,

« hat einen Uberblick iiber die Forschungs-
landschaft zu smarten Stidten und Regionen
in Deutschland sowie die Akteurslandschaft
insgesamt,



- ist personell und institutionell in der Lage, agil
zu arbeiten,

« hat Fachpersonal, das mit den Aktivititen auf
allen foderalen Ebenen vertraut ist,

- wirkt integrativ und nicht direktiv,

- verfligt iber eine hohe moderative Kompetenz,
um divergierende Interessen bei der Umsetzung
des Stufenplans ,,Smarte Stidte und Regionen®
harmonisieren zu kdnnen,

- entwickelt nicht selbst digitale Losungen, ist
aber in der Lage, diese Losungen zu bewerten
und zu erkldren und

- ist flexibel an Bedarfe anpassbar, die bei der
Umsetzung des Stufenplans entstehen oder
deutlich werden.

Umsetzungsschritte

- Mit dem Aufbau des Kompetenzzentrums wird
schnellstmoglich begonnen. Dafiir wird ein
konkreter Zeitplan fiir die Konzeptionierung
und Umsetzung des Kompetenzzentrums (u. a.
mit Meilensteinen und damit verbundenen
Aufgaben) erarbeitet.

- Bestandsaufnahme vorhandener Vernetzungs-
plattformen des Bundes sowie der Linder, um
bereits vorhandene Akteure und Angebote
sichtbar zu machen.

- Stakeholderaustausch, um von Erfahrungen aus
bestehenden Prozessen zum Thema
~Beratungsleistungen/Roll-ins/Roll-outs von
Losungen” zu lernen sowie Erkenntnisse zu
berticksichtigen (z. B. EfA-Leistungen).

- Erarbeitung eines Ansatzes fiir ein
Modellkompetenzzentrum.

« Entscheidung zu iibergeordneten Punkten wie
zur Tragerschaft, zur moglichen gemeinsamen
Finanzierung durch Bund und Linder sowie
zum Organisationsaufbau.



5 Marktplatz fiir
smarte Stédte und
Regionen

Ziele des Marktplatzes

Damit der Stufenplan ziigig umgesetzt werden
kann, miissen digitale Losungen fiir die Stadt- und
Regionalentwicklung flichendeckend und einfach
zuginglich werden. Insbesondere die Skalierung
von Lésungen, die im Kontext unterschiedlicher
Forderprogramme des Bundes und der Lander
entwickelt und erprobt wurden, ist dabei von
Bedeutung. Der Marktplatz dient der Bekannt-
machung und Bereitstellung solcher Losungen
und macht sie fiir Interessierte vergleichbar und
schneller beschaffbar. Ebenso haben Kommu-
nen Uiber den Marktplatz eine moglichst umfas-
sende Ubersicht {iber markterprobte sowie aktu-
elle technologische Losungen und Entwicklungen
(One-Stop-Shop) sowie Beratungsleistungen. Die
Angebote setzen sich dabei aus Open-Source-
Losungen sowie proprietirer Software zusammen,
die sowohl durch Stddte und Regionen als auch
durch Start-ups, Mittelstindler und Global Player
bereitgestellt werden. Angesichts immer kiirzerer
Innovationszyklen und steigender Marktdynamik
benotigen die Kommunen einen schnellen Markt-
tberblick und anbieterneutrale Unterstiitzung bei
der Beschaffung von Lésungen, zugleich sind fiir
die mit 6ffentlichen Mitteln geférderten Produkte
Skaleneffekte anzustreben.

« Der Marktplatz soll grundsétzlich fiir Kommu-
nen entwickelte Losungen/Dienste anbieten
und fiir einen Markttberblick sorgen.

« Er soll Losungsangebote fiir gemeinsam

genutzte digitale Anwendungen und Infrastruk-
turen bereithalten (,Software-as-a-Service“ und
JInfrastructure-as-a-Service®). Die gemeinsame
Nutzung durch die Kommunen soll auf diesem
Wege liber geforderte Projekte hinaus verbrei-
tert und intensiviert werden.

- Uber den Markplatz haben Kommunen Zugriff

auf marktaktuelle Technologiel6sungen, ohne
Losungen selbst zu entwickeln.

« Perspektivisch sollen auch Angebote von inter-

nationalen und européischen Start-ups, Mittel-
stindlern oder Global Playern in den Marktplatz
einflieflen.

« Der Marktplatz generiert durch die Nachnut-

zung und Anwendung bereits entwickelter
Losungen Einsparpotenziale fiir andere Stadte
und Regionen.

« Er schafft Vertrauen und vermeidet oder ver-

mindert Hiirden und Unsicherheiten bei Markt-
erkundung, Beschaffung, Ausschreibung und
Implementierung.

« Der Marktplatz ermdéglicht neben dem Zugang

zu Losungen auch Zugriff auf Erfahrungen,
Testimonials und haufig gestellte Fragen in
direktem Zusammenhang mit der Implementie-
rung und Nutzung der angebotenen Losungen.



Prozessuale
Anforderungen

Technische
Anforderungen

Anforderungen Anforderungen
an Losungen an das Angebot
Abbildung 6: Anforderungen an den Marktplatz

« In einer langfristigen Ausbaustufe wiren auch Offenheit fiir Marktteilnehmende
Funktionsumfinge zu integrieren, die eine
Ausschreibung, Beschaffung und Vergabe Der Marktplatz ist fiir alle Kommunen, fiir kom-
ermoglichen. munale Unternehmen, Wirtschaft, Wissenschaft

und Zivilgesellschaft niedrigschwellig zuging-

« Der Marktplatz integriert tiber Schnittstellen lich. Einen Uberblick iiber das Angebot kénnen
Losungsanbieter/Angebote aus Marktplitzen sich Interessierte auch ohne Anmeldung ver-
der Lander und wird ber entsprechende Filter- schaffen. Er schafft einerseits den Rahmen fiir
funktionen und Schnittstellen integrierbar in ein moglichst grofies Angebot zur Adaption und
landesweite Marktplitze. Skalierung von Losungen und fordert anderer-

seits die Zusammenarbeit zentraler Akteure.



Auch Losungsanbieter (z. B. Unternehmen,
kommunale Unternehmen, Kommunen, Zivil-
gesellschaft) sollen Zugang zum Marktplatz in
dieser Rolle erhalten. Sie bekommen als Anbie-
ter von Losungen Zutritt tiber ein Registrie-
rungsverfahren, in dem verschiedene Kriterien
mit Bezug auf Leistungsfihigkeit als Anbie-

ter abgefragt werden. Diese Kriterien sollen in
regelméfiigen Abstinden per Selbstauskunft
aktualisiert werden.

Unabhingig davon werden samtliche angebo-
tene Losungen auf dem Marktplatz einer Krite-
rienpriifung unterzogen. Fiir eine Aufnahme von
Losungen in den Marktplatz wird grundsatzlich
zwischen ,Muss-Kriterien“ (z. B. IT-Sicherheit,
Qualitatsanforderungen, Schnittstellendoku-
mentation) und ,,Kann-Kriterien“ (z. B. Lizenz-
wahl, Testimonials) unterschieden. Nach einer
umfassenderen Priifung bei der initialen Bereit-
stellung der Losung im Marktplatz soll diese

in kontinuierlichen Abstdnden erneut einem
Review unterzogen werden. Die konkreten Kri-
terien sind abschliefRend zu definieren.

Weiterentwicklung bestehender Strukturen

Der unter Federfiihrung des Bundesministeri-
ums fur Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL)
geschaffene und bereits als Pilot in Betrieb befind-
liche Marktplatz des Modellvorhabens ,Smarte.
Land.Regionen* dient als Grundlage fiir einen
gemeinsamen Marktplatz. Er befindet sich bereits
in Anwendung, besitzt Bekanntheit bei Kommu-
nen im landlichen Raum, ist derzeit kostenfrei
nutzbar, wird ausfiihrlich kuratiert, bietet Ange-
bote der o6ffentlichen Hand sowie privatwirt-
schaftliche Angebote und beinhaltet Losungen,
die anhand eines bestehenden Kriterienkataloges
vor Einfiihrung Gberpriift werden. Dieser aktuelle
Marktplatz des BMEL wird bis Ende 2026 durch
das Fraunhofer Institut fiir Experimentelles Soft-
ware Engineering IESE entwickelt und betrieben.

Nach fachlicher, organisatorischer und techni-
scher Priifung zu bereits existierenden Markt-
platzlésungen ist mit Blick auf Kosten, Ent-
wicklungszeit und Umsetzungstempo eine
bestehende Variante vorzuziehen.

Wissen und Erfahrungen aus weiteren Plattfor-
men, egal ob aus Férderprogrammen entstanden
oder privatwirtschaftlich betrieben, werden -
soweit sinnvoll - im Zuge des Ausbaus des Markt-
platzes nutzbar gemacht. Es wird angestrebt,
durch die Schaffung von Schnittstellen eine mog-
lichst zentrale Anlaufstelle fiir simtliche Inhalts-
typen zu schaffen. Die Angebote und Funktio-
nen des neuen Marktplatzes entwickeln ber die
bestehenden Plattformen hinaus Ansétze weiter
und bieten Mehrwerte. Der Fokus liegt hier auf
den Anforderungen an eine integrierte Stadt- und
Regionalentwicklung.

Die Angaben zu den Inhalten der angebote-

nen Losungen sollen auch zertifizierte Quali-
titsmerkmale umfassen sowie perspektivisch
durch die Marktplatzbetreiber verifiziert werden.
Neben der Integration bestehender technischer
Lésungen sowie struktureller Uberlegungen wird
auf Erfahrungswerte der foderalen Umsetzung
der Verwaltungsdienstleistungen im OZG-
Kontext zuriickgegriffen.

Zustdndigkeit

Der Beirat empfiehlt Bund und Liandern, unter
Einbezug der Kommunen gemeinsam das Ziel zu
verfolgen, einen bundesweiten Marktplatz aufzu-
bauen. Den Lindern kommt dabei aufgrund ihres
Wissens tiber die bestehenden Spezifika ihrer
Gebiete sowie in Bezug auf spezifische regulatori-
sche Anforderungen eine wichtige Rolle im Rah-
men des Roll-ins und Roll-outs von Lésungen

zu. Die gewihlte Form der Trigerschaft soll eine
zligige Umsetzung ermdglichen.



Finanzierung und Kostenaufwand

Der Betrieb des durch das Bundesministerium
fir Erndhrung und Landwirtschaft entwickelten
Marktplatzes Deutschland Digital ist zunichst
durch Mittel aus dem Bundesprogramm Landli-
che Entwicklung und Regionale Wertschopfung
gesichert. Im Rahmen der im Stufenplanprozess

diskutierten und gewiinschten Weiterentwicklung

des Marktplatzes werden gemeinsame Finanzie-
rungsmoglichkeiten zwischen Bund und Lindern
im Umsetzungsprozess ermittelt.

Umsetzungsschritte

« Im ersten Schritt werden im Sinne einer ,,Markt-
tbersicht” Losungen bestehender Marktplitze,
Losungen aus dem Bundesforderprogramm
»Modellprojekte Smart Cities“ sowie weitere
Losungen aus Landesférderprogrammen zusam-
mengetragen und in die bestehenden Struk-
turen des Marktplatzes Smarte.Land.Regionen
eingepflegt. Wenn moglich, geschieht dies wei-
testgehend automatisiert durch die Schaffung
von Schnittstellen zwischen den Angeboten.
Der Marktplatz behilt dabei die im bisherigen
Zugangssystem bereits angelegte Offenheit. Die
ersten Losungen smarter Stadte und Regionen
werden bereits auf dem Marktplatz angeboten.

kriterien fiir das Einstellen erarbeitet.

Aufbauend auf der bisherigen Struktur des
Marktplatzes werden Erweiterungspakete kal-
kuliert, beauftragt und programmiert. Das struk-
turelle und technische Vorgehen wird dabei eng
zwischen Bund und Liandern abgestimmt.

Bund und Lander bewerben den Markt-
platz gemeinsam als ersten Anlaufpunkt hin-
sichtlich digitaler Losungen fiir die Stadt- und

Um moéglichst schnell weitere Losungen auf dem
Marktplatz zugénglich zu machen, werden Basis-

Regionalentwicklung. Sie nutzen dazu unter
anderem die Kanile der einzelnen Bundesres-
sorts und ihrer nachgeordneten Behérden sowie
der landesweiten Plattformen. Die kommunalen
Spitzenverbiande unterstiitzen diese Mafnahmen
durch ihre Netzwerke.

« Der jeweilige Finanzbedarf fir die Implementie-
rung nichster Schritte wird den Haushaltsgesetz-
gebern kommuniziert, insbesondere mit Blick auf
die Regelfinanzierung nach Auslaufen der For-
derungen Modellprojekte Smart Cities durch das
BMWSB und Smarte.Land.Regionen durch das
BMEL.

- Der Ausbau des Marktplatzes ist besonders fir
die dritte und vierte Stufe des Stufenplans rele-
vant. Indem der Marktplatz strukturell und
technisch weiterentwickelt wird, ermoglicht
er ein immer breiteres Angebot, eine stirkere
Wirkung der Skaleneffekte sowie ein gezielte-
res Navigieren. Durch den Auf- und Ausbau des
Qualifizierungsprozesses wird das Vertrauen in
digitale Losungen gestarkt und somit die digi-
tale Handlungsfihigkeit von Kommunen befor-
dert. Inwiefern der Marktplatz vor dem Hinter-
grund des foderalen Systems Moglichkeiten der
Beschaffung und Vergabe bietet, wird in Zusam-
menarbeit mit den Lindern geprift.



Glossar

B2G2B (Business to Government (to Business))
Geschiftsbeziehungen, die sowohl zwischen Unter-
nehmen und staatlichen Stellen als auch zwischen
Unternehmen untereinander stattfinden, wobei staat-
liche Stellen oft als Vermittler oder Regulierer fungie-
ren. Diese Beziehungen konnen die Form von Koope-
rationen, Auftragsvergaben oder regulatorischen
Interaktionen annehmen.

Daseinsvorsorge/Digitale Daseinsvorsorge
Beschreibt die Grundversorgung der Bevolkerung mit
oder mithilfe digitaler Dienste: Die Bereiche der ,klas-
sischen” Daseinsvorsorge (Versorgung/Entsorgung,
Verkehr/Infrastruktur, Soziales, Gesundheit/Sicher-
heit und Finanzleistungen) erfahren eine Erweiterung
durch Datengewinnung, -Uibertragung, -speicherung-
und -verarbeitung.

Datenintegritit

Bezeichnet die Sicherstellung der Korrektheit und
Vollstindigkeit von Daten und der korrekten Funk-
tionsweise von IT-Systemen. Eine unerlaubte Veran-
derung von Daten fiihrt folglich zu einer Beeintréach-
tigung der Datenintegritit. Mafinahmen zur Wahrung
der Datenintegritit schliefen Verschliisselung, regel-
maflige Audits und Zugriffskontrollen ein.

Datenintermediire

Zentrale Instanzen, die als Vermittler zwischen Daten-
geber und Datenempfinger agieren, indem sie Infor-
mationen sammeln, speichern und weiterleiten. Diese
Intermediire nehmen eine wesentliche Rolle in digita-
len Okosystemen ein, insbesondere bei der Datenver-
arbeitung und -verteilung.

Datensouverinitit

Beschreibt das Maf} an Kontrolle, das eine Organisa-
tion tiber ihre eigenen Daten hinsichtlich Speicherung
und Verarbeitung austibt.

Digitaler Zwilling

Eine virtuelle Darstellung realer Objekte oder Prozesse,
die oft in Echtzeit aktualisiert wird, um Verdnderun-
gen am physischen Gegenstiick widerzuspiegeln. Situ-
ationen, die sich einer Testung entziehen, werden zum
Beispiel in Simulationen veranschaulicht. Die Ergeb-
nisse finden Eingang in die Prozesse der Planungs-
und Entscheidungsfindung.

EfA-Leistungen

Das Einer-fiir-alle-Prinzip regelt die Nachnutzung

von digitalisierten Verwaltungsleistungen: Linder

und Kommunen sollen Leistungen so entwickeln, dass
andere diese nachnutzen kénnen. Auf diese Weise spa-
ren Lander und Kommunen Zeit, Ressourcen und Kos-
ten, indem sie von den Digitalisierungsvorhaben ande-
rer profitieren konnen.

Hamburger Experimentierklausel

Die ,Hamburger Experimentierklausel“ wurde in die
Vergaberichtlinien aufgenommen, um die Beschaf-
fung innovativer Produkte und Dienstleistungen zu
erleichtern. Sie ermoglicht es, bei einem Auftrags-
wert von bis zu 100.000 Euro nur ein Unternehmen
zur Angebotserstellung aufzufordern, wenn der Auf-
trag neue Technologien zur Modernisierung der Ver-
waltung betrifft. Dies soll die schnelle Erprobung und
Implementierung von GovTech-Losungen in Hamburg
férdern.

Infrastructure-as-a-Service (IaaS)

Ein Modell des Cloud-Computing, das die Bereitstel-
lung von Rechen-, Netz- und Speicherkapazititen tiber
das Internet ermoglicht. Kunden kénnen Ressourcen
je nach Bedarf skalieren, wobei sich die Kosten nach
der Nutzung richten.

Konzern Kommune

Bezeichnet die Organisationsform bzw. den Zusam-
menschluss von kommunalen Unternehmen, die den
offentlichen Versorgungsauftrag abdecken, wie etwa
Stadtwerke oder Verkehrsbetriebe.



Lizenzmodell (Software)
Definiert die Nutzungsbedingungen der Software fiir
den Kunden.

One-Stop-Shop

Ein Konzept, das es Kunden ermoglicht, vielfiltige
Produkte oder Dienstleistungen aus unterschiedli-
chen Branchen an einem einzigen, zuginglichen Ort
zu erwerben.

Onlinezugangsgesetz (OZG)

Ein Gesetz, das die Verbesserung des digitalen Zugangs
zu Verwaltungsdiensten fordert, indem es die Digi-
talisierung dieser Dienste und deren Bereitstellung
iber Verwaltungsportale vorschreibt. Bund und Lin-
der sind gemaf? diesem Gesetz dazu verpflichtet, ihre
Dienstleistungen elektronisch anzubieten, um die Ver-
waltungseffizienz zu erhéhen und die Birgerfreund-
lichkeit zu verbessern.

Open Data

Beschreibt Daten, die frei zugénglich sind und gene-
rell weiter genutzt, verarbeitet oder verbreitet werden
durfen.

Open-Source-Software

Software, deren Quellcode 6ffentlich einsehbar und
von Dritten modifizierbar sowie neu verteilbar ist. Das
Gegenteil ist proprietire Software, bei der der Quell-
code nicht einsehbar ist, womit die Nutzung durch
den Hersteller eingeschrankt wird.

Roll-in von Lésungen

Gegenbegriff zum Roll-out, der den Fokus auf die Ein-
fihrung und Implementierung von Software in einer
Kommune lenkt.

Roll-out von Lésungen

Bezeichnet die vollstindige Integration neuer Soft-
warelésungen in der [T-Umgebung eines Unterneh-
mens/einer Behorde.

Sensornetz

Ein Netzwerk von miteinander verbundenen Senso-
ren, die Daten iber ihre Umgebung erfassen und zur
weiteren Analyse und Verarbeitung weiterleiten.

Shared Services

Bezeichnet die Konzentration vorher dezentral abge-
wickelter Dienstleistungen in einem neuen zentralen
Verantwortungsbereich.

Software-as-a-Service

Ein Softwarevertriebsmodell, bei dem die Software
liber das Internet zuginglich gemacht und durch ein
Abonnementmodell finanziert wird. Dies ermoglicht
den Nutzern den Zugriff auf Anwendungen ohne vor-
herige Installation oder hohe Anfangsinvestitionen.
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Bundesministerium des Innern und fiir Heimat

« Stefan Schnorr, Staatssekretar im Bundesministerium
fur Digitales und Verkehr

Lindervertreterinnen und - vertreter

« Monika Thomas, Staatsrdtin der Behorde fiir
Stadtentwicklung und Wohnen der Freien und
Hansestadt Hamburg

« Prof. Dr. Kristina Sinemus, Ministerin fur
Digitalisierung und Innovation, Land Hessen

« Ina-Maria Ulbrich, Staatssekretarin im Ministerium
fur Inneres, Bau und Digitalisierung Mecklenburg-
Vorpommern

- Daniel Sieveke, Staatssekretar im Ministerium fiir
Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung des
Landes Nordrhein-Westfalen

« Prof. Dr. Barbara Schonig, Staatssekretdrin im
Ministerium fir Infrastruktur und Landwirtschaft
Thiringen

Kommunen
« Fred Mahro, Blirgermeister, Stadt Guben
« Andreas Starke, Oberbiirgermeister, Stadt Bamberg

Kommunale Spitzenverbinde

« Alexander Handschuh, Sprecher des Deutschen
Stadte- und Gemeindebunds

« Helmut Dedy, Hauptgeschéftsfiihrer des Deutschen
Stadtetags

« Dr. Kay Ruge, Stellvertreter des
Hauptgeschaftsfiihrers, Deutscher Landkreistag

Wirtschaft

« Dr. llja Nothnagel, Mitglied der
Hauptgeschaftsfiihrung, Deutsche Industrie- und
Handelskammer

« Dr. Bernhard Rohleder, Hauptgeschéftsfiihrer,
Branchenverband der deutschen Informations- und
Telekommunikationsbranche Bitkom e.V.

Zivilgesellschaft

« Léon Gross, Urbane Liga

« Christian Horner, Urbane Liga

« Christine von Raven, Urbane Liga

Wissenschaft
« Prof. Dr. Gesa Ziemer, HafenCity Universitat
Hamburg



An der Arbeitsgruppe beteiligte Institutionen
und weitere Beteiligte

- Renate Mitterhuber - Leiterin der Arbeitsgruppe,
Bundesministerium fir Wohnen, Stadtentwicklung
und Bauwesen

Mitarbeitende der im Beirat vertretenen
Mitglieder des Deutschen Bundestages

+ Bundestagsfraktion Biindnis 90 / Die Griinen
- FDP-Bundestagsfraktion

« SPD-Bundestagsfraktion

Bundesebene

+ Bundesministerium fir Digitales und Verkehr

« Bundesministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft

« Bundesministerium des Innern und fiir Heimat

+ Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung
und Bauwesen

« Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung

« Bundesamt fiir Sicherheit in der
Informationstechnik

Lindervertretung

- Behorde fir Stadtentwicklung und Wohnen der
Freien und Hansestadt Hamburg

« Senatskanzlei der Freien und Hansestadt Hamburg

+ Hessische Landesvertretung beim Bund

« Hessisches Ministerium fiir Digitalisierung und
Innovation

« Ministerium fiir Inneres, Bau und Digitalisierung
Mecklenburg-Vorpommern

« Ministerium fur Heimat, Kommunales, Bau und
Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen

« Ministerium fir Infrastruktur und Landwirtschaft
Thiringen

Kommunen
- Stadt Kaiserslautern (KL.digital GmbH)
- Stadt Zwonitz

Kommunale Spitzenverbinde

« Deutscher Landkreistag

« Deutscher Stadtetag

« Deutscher Stadte- und Gemeindebund

Wirtschaft
- Digitalverband Bitkom
« Deutsche Industrie- und Handelskammer

Wissenschaft
« HafenCity Universitat Hamburg

Zivilgesellschaft
« Urbane Liga

Referenten

- Steffen Hess, Fraunhofer-Institut fiir
Experimentelles Software Engineering IESE

« Dr. Jens Meier, CEO Stadtwerke Libeck

« Dr. Sonke Schulz, Geschaftsfihrendes
Vorstandsmitglied, Schleswig-Holsteinischer
Landkreistag

Prozessmoderation

- Anna Eckenweber, Urbanizers

« Franziska Lind, Urbanizers

- Marie Neumdllers, Urbanizers

- Valentin Carlo Wittig, Urbanizers



Impressum

Herausgeber
Bundesministerium fiir Wohnen,
Stadtentwicklung und Bauwesen
www.bmwsb.bund.de

Fachliche Begleitung

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung
im Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung,
53179 Bonn

Urbanizers, 13353 Berlin

Stand
Juni 2024

Druck
Umweltdruck Berlin GmbH, 12487 Berlin

Gestaltung
re.do graphic and design
Doreen Ritzau . Diplom-Designerin

Bildnachweis
Alle Abbildungen Urbanizers / re.do graphic and design

Weitere Publikationen der Bundesregierung zum
Herunterladen und zum Bestellen finden Sie ebenfalls
unter:
www.publikationen-bundesregierung.de/pp-de/

Diese Publikation wird von der Bundesregierung im
Rahmen ihrer Offentlichkeitsarbeit herausgegeben.

Die Publikation wird kostenlos abgegeben und ist nicht
zum Verkauf bestimmt. Sie darf weder von Parteien
noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern wéihrend eines
Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet
werden. Dies gilt fir Bundestags-, Landtags- und
Kommunalwahlen sowie fiir Wahlen zum Européischen
Parlament.


https://www.publikationen-bundesregierung.de/pp-de/
www.bmwsb.bund.de




www.bmwsb.bund.de

©® social.bund.de/ @BMWSB_Bund
€ x.com/BMWSB_Bund

Q youtube.com/@Bundesbauministerium

www.instagram.com/bundesbauministerium



www.bmwsb.bund.de
youtube.com/@Bundesbauministerium
x.com/BMWSB_Bund
social.bund.de/@BMWSB_Bund
www.instagram.com/bundesbauministerium

	StufenplanSmarte Städteund Regionen
	Sehr geehrte Leserinnen und Leser,
	Inhalt
	Der Stufenplan
in Kürze
	Städte und Regionen gemeinsam digital entwickeln
	1 	Auf dem Weg
zu smarten Städten und Regionen
	2 	Governance smarter Städte und Regionen
	3 	Unterstützung für smarte Städte und Regionen
	4 	Ein gemeinsames, föderal organi­siertes Kompetenz­zentrum
	5 	Marktplatz für smarte Städte und Regionen
	Glossar
	 Beteiligte
am Prozess
	Impressum





